
 

  

S 31 RA 1392/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 13
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 31 RA 1392/00
Datum 10.07.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 RA 176/01
Datum 26.03.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
10. Juli 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten. III. Die Revision wird nicht zugelassen. 

Tatbestand:

Streitig ist die Rentenanpassung zum 1. Juli 2000 sowie die vom KlÃ¤ger gerÃ¼gte
Verfahrensweise der Beklagten.

Durch streitige Mitteilung vom 01.07.2000 passte die Bundesversicherungsanstalt
fÃ¼r Angestellte (BfA) die Altersrente wegen Arbeitslosigkeit unter
BerÃ¼cksichtigung des durch das Haushaltssanierungsgesetz vom 22.12.1999
(BGBl I S. 2534) eingefÃ¼gten Â§ 255 c SGB VI an. Danach werde die Rente zum
01.07.2000 und zum 01.07.2001 in der Weise angepasst, dass der aktuelle
Rentenwert (West) und der aktuelle Rentenwert (Ost) â�� und damit der Umfang
der jeweiligen Rentenanpassung â�� nach dem VerhÃ¤ltnis, in dem der Preisindex
des jeweils vergangenen Kalenderjahres fÃ¼r die Lebenshaltung aller privaten
Haushalte im gesamten Bundesgebiet von dem des vorvergangenen Kalenderjahres
abweiche ("Inflationsausgleich"), fortgeschrieben werde.
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Der im Jahre 1932 geborene KlÃ¤ger wandte sich mit Widerspruch vom 08.08.2000
gegen die ErhÃ¶hung seiner Rente zum 01.07.2000 nur in HÃ¶he der Inflationsrate
(Widerspruch I) sowie gegen die irrefÃ¼hrende Mitteilung auf der RÃ¼ckseite des
Bescheides, insbesondere die falsche Berechnung bzw. die falsche Bezeichnung
"NettorentenerhÃ¶hung" bzw. "Nettorentenanpassung". Die Renten hÃ¤tten sich
seit 01.07.1998 nicht in dem MaÃ�e wie die Nettoarbeitsentgelte der Arbeitnehmer
im zurÃ¼ckliegenden Jahr erhÃ¶ht, vielmehr sei, bedingt durch die ErhÃ¶hung der
BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung, die Nettorente zeitweise gesunken
(Widerspruch II). Mit dem von der Beklagten vorgeschlagenen Ruhen, betreffend die
Rentenanpassung zum 01.07.2000, erklÃ¤rte sich der KlÃ¤ger wegen der
anhÃ¤ngigen Musterverfahren einverstanden, nicht aber bezÃ¼glich seines
weiteren Widerspruchs II.

Mit Widerspruchsbescheid vom 23.11.2000 wies die Beklagte dennoch den
Widerspruch zurÃ¼ck. Das Begehren des KlÃ¤gers, die Altersrente zum 01.07.2000
an die Nettolohnentwicklung der Arbeitnehmer anzupassen, kÃ¶nne keinen Erfolg
haben. Nach der BegrÃ¼ndung im Gesetzgebungsverfahren sollten auch die
Rentnerinnen und Rentner an der solidarischen Anstrengung der ganzen
Gesellschaft zu sparen und insbesondere die Altersvorsorge langfristig zu sichern,
beteiligt werden. Die Rentenanpassungsverordnung vom 31.05.2000 (BGBl I S. 788)
habe daher aufgrund gesicherter Daten des Vor- und Vorvorjahres eine
VerÃ¤nderung des Preisindex von 1998 zu 1999 von 0,6 v.H. festgestellt und die
aktuellen Rentenwerte (West) bzw. (Ost) entsprechend fortgeschrieben. Die
Regelung stehe auch mit dem Grundgesetz im Einklang.

Der KlÃ¤ger hat seine zum Sozialgericht MÃ¼nchen (SG) erhobene Klage im
Wesentlichen damit begrÃ¼ndet, der Widerspruchsbescheid sei rechtswidrig und
verstoÃ�e gegen das Rechtsstaatsgebot, da die Beklagte in ein am
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) schwebendes Verfahren) eingegriffen habe. Er
sei aufzuheben und das Verfahren dem BVerfG vorzulegen. Die Beklagte hat wegen
der beim Bundessozialgericht (BSG) anhÃ¤ngigen Revisionen (B 4 RA 125/00 R, B 4
RA 120/00 R, B 4 RA 3/01 R) das Ruhen des Verfahrens beantragt.

Durch Urteil vom 10.07.2001 hat das SG die Klage abgewiesen. Die Klage sei
mangels Klageart unzulÃ¤ssig, soweit sich die Beklagte an das BVerfG wenden solle
bzw. soweit Wiedereinsetzung in den vorigen Stand begehrt werde. Soweit Â§ 255 c
SGB VI als verfassungswidrig angegriffen werde, stÃ¼tze sich das SG vollinhaltlich
auf das Urteil des SÃ¤chsischen LSG vom 10.10.2000, L 4 RA 76/99. Danach
verstoÃ�e Â§ 255 c SGB VI nicht gegen Art. 14 GG. Die BeschrÃ¤nkung der
Anpassung der Renten auf einen Inflationsausgleich diene dem Gemeinwohlzweck.
Auf diese Weise sollen auch die Rentner dazu beitragen, dass die Neuverschuldung
des Bundes begrenzt werde und die Renten fÃ¼r die Zukunft finanziert werden
kÃ¶nnten. Weiterhin solle die Belastung fÃ¼r die derzeit in Arbeit Stehenden auf
einem ertrÃ¤glichen MaÃ� gehalten werden. Damit liege die Entscheidung des
Gesetzgebers im Rahmen der Sozialbindung des Eigentums.

Die gewÃ¤hlte LÃ¶sung verstoÃ�e auch nicht gegen den Gleichheitssatz aus Art. 3
Abs. 1 GG. Zum einen sollten durch die Regelungen des Gesetzes zur Sanierung des
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Haushalts alle BÃ¼rger an den SparmaÃ�nahmen beteiligt werden. Zum anderen
betreffe die MaÃ�nahme alle Rentner in gleichem Umfang. Auch der Grundsatz der
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit sei eingehalten, denn die MaÃ�nahme sei auf zwei Jahre
beschrÃ¤nkt.

In seiner zum Bayer. Landessozialgericht (LSG) eingelegten Berufung rÃ¼gt der
KlÃ¤ger im Wesentlichen VerstÃ¶Ã�e gegen das Rechtsstaatsgebot und Art. 6 der
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie die
NichtgewÃ¤hrung des rechtlichen GehÃ¶rs. Er habe sich mit dem Ruhen des
Verfahrens, betreffend die Rentenanpassung zum 01.07.2000, einverstanden
erklÃ¤rt. Durch Erlass des Widerspruchsbescheides habe die Beklagte rechts- und
verfassungswidrig in ein schwebendes Verfahren vor dem
Bundesverfassungsgericht eingegriffen, das mit ihm vereinbarte
Stillhalteabkommen gebrochen und die Zusicherung, es entstÃ¼nden ihm durch
das Ruhen keine Nachteile, verletzt. Entgegen der Ansicht der Beklagten habe er
einen solchen Bescheid durch sein Schreiben vom 14.10.2000 nicht veranlasst. Er
habe einen Bescheid der Beklagten allein wegen des Widerspruchs II
(Nettorentenanpassung bzw. NettorentenerhÃ¶hung) gefordert, die Antwort darauf
stehe bis heute aus. Streitgegenstand vor dem LSG sei allein die unverzÃ¼gliche
Weitergabe des Verfahrens an das BVerfG, nicht die Rentenanpassung in HÃ¶he des
Inflationsausgleichs zum 01.07.2000.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, a) das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen
vom 10.07.2001 sowie den Widerspruchsbescheid vom 23.11.2000 aufzuheben und
die Beklagte zu verurteilen, das Ruhen des Verfahrens bezÃ¼glich des Bescheides
vom 01.07.2000 anzuordnen, hilfsweise b) den Rechtsstreit wegen VerstoÃ�es
gegen das Rechtsstaats-prinzip sowie wegen NichtgewÃ¤hrung von rechtlichem
GehÃ¶r dem Bundesverfassungsgericht vorzulegen, weiter hilfsweise c) das Urteil
des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 10.07.2001 aufzuheben und die Beklagte unter
Aufhebung des Bescheides vom 01.07.2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23.11.2000 zu verurteilen, den fÃ¼r die Rente
maÃ�geblichen aktuellen Rentenwert zum 01.07.2000 nicht nach Â§ 255 c SGB VI,
sondern nach den bisherigen Vorschriften (vgl. Â§Â§ 68, 255 a SGB VI) anzupassen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 10.07.2001 zurÃ¼ckzuweisen.

Das Angebot der Beklagten in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 20.11.2002,
Ã¼ber den Widerspruch vom 08.08.2000 nochmals zu entscheiden, wenn Ã¼ber
die Frage der Rentenanpassung rechtskrÃ¤ftig entschieden sei (vgl. BSG, B 4 RA
120/00 R), hat der KlÃ¤ger nicht angenommen. Mit an diesen persÃ¶nlich
gerichteten Schreiben vom 16.03.2003 hat der KlÃ¤ger den VizeprÃ¤sidenten Dr. G.
als Vorsitzenden des 13. Senats und deshalb das gesamte Bayer.
Landessozialgericht abgelehnt.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren die
Prozessakten beider RechtszÃ¼ge, die erledigte Berufungsakte des Bayer. LSG (L
13 An 44/88) sowie die Verwaltungsakten der Beklagten. Auf ihren Inhalt wird zur
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ErgÃ¤nzung des Sachverhalts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet.

Der Senat konnte Ã¼ber den Rechtsstreit entscheiden. Er war ordnungsgemÃ¤Ã�
besetzt, da der vom KlÃ¤ger abgelehnte Vorsitzende des Senats urlaubsbedingt an
der mÃ¼ndlichen Verhandlung und Entscheidung nicht mitgewirkt hat. Soweit der
KlÃ¤ger gleichzeitig das gesamte Bayer. Landessozialgericht abgelehnt hat, ist
diese Ablehnung missbrÃ¤uchlich und muss nicht berÃ¼cksichtigt werden (vgl.
ZÃ¶ller, Zivilprozessordnung, Kommentar, 23. Auflage 2002, Â§ 42, Rn. 3 und 6,
m.w.N.).

Nicht Gegenstand dieses Verfahrens ist das Begehren des KlÃ¤gers, das sich mit
den Hinweisen im Bescheid vom 01.07.2000 zur RentenerhÃ¶hung bzw.
Rentenanpassung beschÃ¤ftigt. Ã�ber diesen Teil des Widerspruchs vom
08.08.2000 (sog. Widerspruch II, siehe oben) hat die Beklagte bisher nicht
entschieden. Insoweit hat der KÃ¤ger in diesem Gerichtsverfahren keinen Antrag
gestellt.

Der Antrag des KlÃ¤gers, die Beklagte unter Aufhebung des
Widerspruchsbescheides vom 23.11.2000 zu verurteilen, das Ruhen des Verfahrens
bezÃ¼glich des Bescheides vom 01.07.2000 anzuordnen, hilfsweise den
Rechtsstreit wegen VerstoÃ�es gegen das Rechtsstaatsprinzip sowie wegen
NichtgewÃ¤hrung von rechtlichem GehÃ¶r dem Bundesverfassungsgericht
vorzulegen, ist nicht begrÃ¼ndet.

Nach Â§ 42 Satz 1 SGB X kann die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht
nach Â§ 40 SGB X nichtig ist, nicht allein deshalb beansprucht werden, weil er unter
Verletzung von Vorschriften Ã¼ber das Verfahren, die Form oder die Ã¶rtliche
ZustÃ¤ndigkeit zustande gekommen ist, wenn offensichtlich ist, dass die Verletzung
die Entscheidung in der Sache nicht beeinflusst hat. Eine Aufhebung des
Widerspruchsbescheides vom 23.11.2000 kann der KlÃ¤ger nach dem Urteil des
Bundessozialgerichts vom 31. Juli 2002 (B 4 RA 120/00 R) nicht mehr verlangen.

Der Erlass des Widerspruchsbescheides war fehlerhaft. Denn die Beklagte hatte sich
wegen anhÃ¤ngiger Musterverfahren bereit erklÃ¤rt, das Widerspruchsverfahren
gegen die Rentenanpassung offen zu halten. EinwÃ¤nde hat der KlÃ¤ger nicht
erhoben. Um den Bescheid vom 01.07.2000 nicht bestandskrÃ¤ftig werden zu
lassen, war der KlÃ¤ger verpflichtet, Klage zum SG zu erheben. Der KlÃ¤ger war
durch den Widerspruchsbescheid auch beschwert, weil die Beklagte die im
Widerspruchsverfahren eingetretene Sach- und Rechtslage nicht berÃ¼cksichtigt
hat. WÃ¼rde der Widerspruchsbescheid nach Abschluss des gerichtlichen
Verfahrens (SG, LSG, BSG) rechtskrÃ¤ftig, wÃ¤re der KlÃ¤ger von einer spÃ¤teren,
positiven Entscheidung in den anhÃ¤ngigen Musterverfahren nicht mehr
begÃ¼nstigt. Insofern hatte der KlÃ¤ger ein berechtigtes rechtliches Interesse, dass
das Ruhen seines Verfahrens wieder hergestellt wird.
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Entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers kommt eine Vorlage an das
Bundesverfassungsgericht nach Art. 100 Abs. 1 GG nicht in Betracht. Voraussetzung
dafÃ¼r wÃ¤re, dass der Senat eine Vorschrift fÃ¼r verfassungswidrig erachtet, die
fÃ¼r die Entscheidung des Rechtsstreits entscheidungserheblich ist. Der KlÃ¤ger
rÃ¼gt aber eine Verletzung des Rechtsstaatsgebots und die NichtgewÃ¤hrung
rechtlichen GehÃ¶rs. Ob VerstÃ¶Ã�e gegen Verfassungsrecht und einfaches Recht
vorliegen, hat aber nicht allein das Bundesverfassungsgericht, sondern vorrangig
jedes Gericht im Instanzenzug im Rahmen eines anhÃ¤ngigen Rechtsstreits zu
prÃ¼fen. Der Erlass eines materiellen Bescheides (hier: Widerspruchsbescheides)
trotz Zusage, das Verfahren ohne Entscheidung in der Sache offen zu halten,
verstÃ¶Ã�t im Hinblick auf Â§ 42 Satz 1 SGB X nicht gegen Verfassungsrecht. Eine
Vorlage an das Bundesverfassungsgericht kommt daher nicht in Betracht.

Der Grund des Ruhens, wegen anhÃ¤ngiger Musterverfahren den Widerspruch
gegen die Rentenanpassungsmitteilung vom 01.07.2000 offen zu halten, ist
entfallen. Denn das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil vom 31. Juli 2002 (B 4
RA 120/00 R) entschieden, dass die Rentenanpassung zum 01.07.2000 nach der
Inflationsrate verfassungsgemÃ¤Ã� ist. Die Verfassungsbeschwerde gegen diese
Entscheidung ist vom Bundesverfassungsgericht nicht zur Entscheidung
angenommen worden (vgl. Beschluss vom 28.10. 2002, 1 BvR 1736/02). Damit ist
das Urteil des BSG rechtskrÃ¤ftig. Eine Aufhebung des Widerspruchsbescheides
vom 23.11.2000 kommt damit nach Â§ 42 Satz 1 SGB X nicht mehr in Betracht.

Jedoch kommt auch in der Sache eine andere Entscheidung nicht in Betracht, so
dass die Berufung auch im 2. Hilfsantrag keinen Erfolg haben kann.

Das BSG hat im seinem Urteil vom 31.07.2002 (B 4 RA 120/00 R) die Vorschrift des 
Â§ 255 c SGB VI fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig erklÃ¤rt. Die Regelung verstoÃ�e insbesondere
nicht gegen den Eigentumsbegriff aus Art. 14 GG. Der vom Gesetzgeber
vorgenommene Eingriff in das durch Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 3 Abs. 1 GG
geschÃ¼tzte Teilhaberecht des Rentners auf systemgerechte Teilhabe an der
Entwicklung der LÃ¶hne und GehÃ¤lter der aktiven Versicherten sei durch sachlich
vertretbare GrÃ¼nde gerechtfertigt. Der Gesetzgeber habe hier einen weiten
Beurteilungsspielraum und eine groÃ�e Gestaltungsfreiheit. Das Renteneigentum
schÃ¼tze den Rentner nicht vor der Absenkung seiner Rente, soweit die
Entwicklung der LÃ¶hne und GehÃ¤lter der aktiv Versicherten eine entsprechende
Entwicklung nehme. Die EingriffsmÃ¶glichkeit des Gesetzgebers werde aber
begrenzt durch die sog. GesamtÃ¤quivalenz. Ein typischer Rentner mÃ¼sse im
Alter in etwa eine Alterssicherung erhalten, die im GroÃ�en und Ganzen seiner
wÃ¤hrend seines aktiven Erwerbslebens zumindest durch BeitrÃ¤ge erbrachten
Vorleistung fÃ¼r die Rentenversicherung Rechnung trage. Dem stimmt der Senat
nach eigener Ã�berprÃ¼fung zu.

Zudem ist die mit Wirkung zum 01.01.2000 eingefÃ¼hrte Vorschrift des Â§ 255 c
SGB VI durch Gesetz vom 21.03.2001 (BGBl I S. 403) mit Wirkung zum 27.03.2001
geÃ¤ndert worden. Danach ist die Rentenanpassung nach dem Inflationsausgleich
auf den 01.07.2000 begrenzt worden. Im Jahre 2001 sind die Renten wieder nach
den vorher gÃ¼ltigen Regeln angepasst worden, eine Beschwer Ã¼ber das Jahr
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2000 hinaus ist damit entfallen.

Nach alledem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung richtet sich nach Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG zuzulassen, sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 15.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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